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Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften – 

Verlässlicher Partner einer sozialen Mieten- und 

Wohnungspolitik 

Berlin ist eine Stadt der Mieterinnen und Mieter – Menschen, die 

darauf angewiesen sind, dass sie sich langfristig ihre Wohnungen in 

ihrem Stadtteil leisten können. Dafür zu sorgen, ist eines der zentralen 

Anliegen des Berliner Senats. Zusammen mit seinen sechs städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften hat Berlin in den letzten Jahren das 

Vorhaben in Angriff genommen, die Mieten im Bestand bezahlbar zu 

halten und zusätzlichen Wohnraum zu schaffen. Gleichwohl ist die 

Umsetzung einer sozialen Mieten- und Wohnungspolitik weiterhin 

eine große Herausforderung, deren Dynamik auf Grund einer 

wachsenden Bevölkerungszahl und einer überhitzten Immobilien-

marktentwicklung große Anstrengungen und zusätzliche Initiativen 

erfordert.  
 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften sind der Anker einer auf 

sozialen Ausgleich ausgerichteten Mieten- und Wohnungspolitik 

Berlins. Sie werden ihrem besonderen Auftrag durch das zusätzliche 

Engagement, wie es in der vorliegenden Kooperationsvereinbarung 

dargelegt ist, verstärkt gerecht. 
 

Ihre Geschäftspolitik konzentriert sich auf zwei Schwerpunkte: sozial 

ausgerichtete Bestandspolitik und Wohnungsneubau für breite 

Bevölkerungsschichten. Dabei ist es unerlässlich, bezahlbare Mieten 

für kleine und mittlere Einkommen im Blick zu haben, um die Berliner 

Besonderheit einer sozial durchmischten Stadt als eigenständigen 

Wert zu erhalten.  
 

Um stadtweit die Berliner Mischung und den sozialen Zusammenhalt 

zu fördern, kann in Absprache mit der Senatsverwaltung für Stadt-

entwicklung und Wohnen von der in dieser Kooperationsvereinbarung 

vorgesehenen Quotierung im Neubau und bei Wiedervermietung im 

Bestand abgesehen werden, wenn dies gemäß Monitoring Soziale 

Stadtentwicklung angezeigt wird. 
 

Berlins Quartiere sind Heimat für alle. Hier leben Menschen in allen 

sozialen Lagen miteinander Tür an Tür. Kennzeichnend für Berlins 

Quartiere ist die einzigartige soziale, ethnische und funktionale 

Mischung. 
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Wohnen, Kultur, Freizeit und Versorgung haben in den Quartieren 

einen sicheren Platz. So werden der soziale Zusammenhalt und die 

gesellschaftliche Vielfalt vor Ort gestärkt.  
 

Die Geschäftstätigkeit der städtischen Wohnungsbaugesellschaften ist 

eingebettet in vielfältige Kooperationen und gesetzliche Bestimmun-

gen. Herausgehoben zu nennen sind die 2016 verabschiedete 

Roadmap sowie das Berliner Wohnraumversorgungsgesetz. Beide 

definieren Kriterien einer sozialen Bestandsbewirtschaftung sowie 

einer sozialen Wohnungsbaupolitik und stärken die städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften bei der Umsetzung ihrer besonderen 

sozialen Verpflichtung.  
 

Die Koalitionsvereinbarung vom November 2016 formuliert neue 

Schwerpunkte und fordert eine weitergehende Neuausrichtung der 

Wohnungspolitik der städtischen Wohnungsbaugesellschaften Berlins. 

Die vorgelegte Kooperationsvereinbarung reagiert darauf, indem sie 

eine sozial ausdifferenzierte Mietenpolitik im Bestand vereinbart, die 

die unterschiedliche Leistungsfähigkeit der Haushalte bei den 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften berücksichtigt, aber gleich-

zeitig die Leistungsfähigkeit der Unternehmen als Grundlage für mehr 

Investitionen in zusätzlichen Wohnraum und durch Einbringung von 

landeseigenen Grundstücken und nachgewiesen bedarfsgerechte 

Eigenkapitalzuführung im Einzelfall erhält. Der Wohnungsneubau der 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften wird zukünftig in einer 

stärkeren Form unterschiedlichen Einkommensgruppen zusätzliches 

Wohnraumangebot zur Verfügung stellen. Dabei bedeutet Wohnungs-

bau immer auch Quartiers- und Stadtentwicklung, womit den 

Wohnungsbaugesellschaften eine entscheidende Rolle bei einer 

nachhaltigen, sozial und funktional gemischten, gut gestalteten Stadt 

zukommt. Zudem werden Prinzipien der Bürgerbeteiligung bei 

Bauprojekten der städtischen Wohnungsbaugesellschaften aufgestellt 

und die Partizipation insgesamt ausgebaut. 
 

Die Kooperationsvereinbarung ist eine notwendige Ergänzung der 

vorhandenen mieten- und wohnungspolitischen Maßgaben Berlins 

und reagiert auf die Herausforderungen am Berliner Mietenmarkt 

durch die städtischen Wohnungsbaugesellschaften. 
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Maßnahmen 

1. Wohnungswirtschaft in kommunaler Hand  

Berlin bekennt sich zu seinen städtischen Wohnungsbaugesell-

schaften.  Eine Privatisierung der städtischen Wohnungsbaugesell-

schaften wird ausgeschlossen.  

2. Mehr kommunale Wohnungen   

Die Grundzüge des Bestandszuwachses der städtischen Wohnungs-

baugesellschaften sind mit der Roadmap vom Mai 2016 festgelegt. Für 

den Zeitraum bis 2021 wird ein Wachstum auf 360.000 Wohnungen im 

Eigentum städtischer Wohnungsbaugesellschaften angestrebt. Darin 

enthalten ist der Wohnungsbestand der berlinovo. 
 

Um das Wachstumsziel 2021 erreichen zu können, ist es notwendig, 

dass Baugrundstücke in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen. Die 

heute bei den Gesellschaften vorhandenen Grundstücksreserven 

reichen alleine nicht aus, um das angestrebte Wachstumsziel 

umzusetzen. Vor diesem Hintergrund wird angestrebt,  vermehrt auch 

altlastenbelastete Grundstücke zu übertragen. Die hierbei 

entstehenden Altlastensanierungskosten für die städtischen Gesell-

schaften werden im Sinne einer wirtschaftlich tragfähigen Lösung im 

Rahmen der Projektverträge unter Berücksichtigung des Verkehrs-

wertes angemessen berücksichtigt. 

2.1. Wohnungsneubau 

Ein Großteil des Bestandszuwachses bei den städtischen Wohnungs-

baugesellschaften wird durch Wohnungsneubau realisiert. Deshalb 

errichten die städtischen Wohnungsbaugesellschaften mindestens 

30.000 Wohnungen bis 2021 und achten im Rahmen ihrer Aufgaben 

der Stadtentwicklung auf ein ausreichendes Angebot an Gewerbe-

einheiten in den Neubauprojekten. Familien und Haushalte, die einen 

besonderen Bedarf an bezahlbaren, kleinen, altersgerechten oder 

barrierefreien Wohnungen haben, genießen bei der Neubauoffensive 

der städtischen Wohnungsbaugesellschaften eine besondere 

Beachtung.  
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Dem folgend verpflichten sich die städtischen Wohnungsbaugesell-

schaften für Neubauprojekte mit Baubeginn ab 01. Juli 2017 grund-

sätzlich mindestens 50 % der Neubauwohnungen mietpreis- und 

belegungsgebunden WBS-Berechtigten anzubieten.  
 

Bei der Verteilung der mietpreis- und belegungsgebundenen Neubau-

wohnungen wird ein Quartiersbezug zur Förderung der Berliner 

Mischung berücksichtigt. Von der angestrebten 50%-igen Quote kann 

in begründeten Ausnahmen projektkonkret abgewichen werden. 

Ausgenommen von diesen Regelungen sind besondere Wohnformen 

wie zum Beispiel Studierendenwohnen oder Altenwohnen. 
 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften verpflichten sich für 

Neubauprojekte mit Baubeginn ab 01. Juli 2017, die Wohnungen im 

freifinanzierten Neubauanteil durchschnittlich unter 10,00 €/m²/mtl. 

mit einer in Bezug auf den Wohnungsmarkt und die Miethöhen 

angemessenen Preisdifferenzierung anzubieten. Es sind weiterhin alle 

Möglichkeiten preiswerten Bauens auszuschöpfen. 
 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften werden ausreichend 

Gewerberäume in den Neubauprojekten errichten, um eine Nutzungs-

vielfalt zu gewährleisten, die auch soziale Träger und Einrichtungen 

begünstigt, die das soziale Gefüge der Stadtteile stabilisiert. 

2.2. Baukosten 

Die Anstrengungen der städtischen Wohnungsbaugesellschaften zur 

Bauwerkskostensenkung schließen die Standardisierung und Typen-

bildung von Bauelementen sowie experimentellen Wohnungsbau an 

geeigneter, städtebaulich passender Stelle mit ein. Die städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften und der Senat stimmen darin überein, 

die Entwicklung der Baukosten weiterhin regelmäßig zu evaluieren. 

Dazu entwickelt die Wohnraumversorgung Berlin - Anstalt öffentlichen 

Rechts in enger Zusammenarbeit mit den städtischen Wohnungsbau-

gesellschaften ein Monitoringsystem und unterbreitet Vorschläge zur 

Senkung der Baukosten. 

2.3. Bestandsankäufe 

Durch Ankäufe sollen mindestens 10.000 Wohnungen bis 2021 dem 

Bestand der städtischen Wohnungsbaugesellschaften zugeführt 

werden. Damit unterliegen sie den auf sozialen Ausgleich ausgerich-

teten Regularien der kommunalen Wohnungswirtschaft und tragen in 
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dieser Form zu einer allgemein mietpreisdämpfenden Wirkung am 

übrigen Berliner Mietenmarkt bei. Sofern die Miete eines angekauften 

Wohngebäudes über 6,50 €/m²/mtl. nettokalt liegt, wird mindestens  

jede zweite Neuvermietung zu einer Nettokaltmiete von max.  

6,50 €/m²/mtl. an WBS-berechtigte Haushalte erfolgen.  
 

Beim Ankauf werden sich die städtischen Wohnungsbaugesellschaften 

insbesondere in Stadtteilen mit einem Mangel an preiswertem Wohn-

raum verstärkt um den Erwerb von Sozialwohnungen bemühen. In 

enger Kooperation mit der IBB wird das Ziel verfolgt, notleidende 

Fonds des Sozialen Wohnungsbaus zu erwerben, ohne dass dabei die 

besondere soziale Ausrichtung des Mietangebotes verloren geht.  

2.4. Verankerung des Wachstumsziels 2021 

Die Wachstumsziele sind in der Wirtschafts- und Budgetplanung sowie 

in der Langfristplanung der Unternehmen verankert. Über die 

Anstrengungen und Erfolge zur Erweiterung des kommunalen 

Wohnungsbestandes berichtet der Senat zusammen mit den 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften einmal jährlich dem Berliner 

Abgeordnetenhaus und geht dabei ausführlich auf bedeutende 

Bauprojekte und Ankäufe ein. 
 

Wohnungsbaugesellschaften 2016* 2021** 

degewo 67.001 73.500 

GESOBAU 40.731 47.800 

Gewobag 58.753 65.300 

HOWOGE 58.906 67.700 

STADT UND LAND 42.720 50.200 

WBM 29.076 35.500 

berlinovo*** 20.000 20.000 

Gesamt: 317.187 360.000 

Abb.:  *  Bestand 2016 (BBU zum 31.12.2016; nicht enthalten sind: gesicherte Ankäufe, 

 geplante Ankäufe und sonstige Zugänge). 

 **  Ziel 2021: Die Zielgrößen für das Bestandswachstum 2021 pro Unternehmen   

 werden noch verifiziert. 

 *** Gerundete Angaben 
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3. Soziale und nachhaltige Boden- und 

Liegenschaftspolitik  

3.1  Übertragung landeseigener Grundstücke  

Freie landeseigene Flächen werden verstärkt für den Wohnungs-

neubau zu preiswerten Mieten an städtische Wohnungsbaugesell-

schaften als Sachwerteinlage vergeben, sofern diese Flächen für den 

Wohnungsbau geeignet sind und nicht für andere öffentliche 

Infrastrukturmaßnahmen benötigt werden. Dies umfasst auch Flächen 

der Bezirke. Für den Geschosswohnungsbau geeignete und nicht mehr 

betriebsnotwendige Flächen anderer Landesbeteiligungen sollen 

verstärkt angekauft werden. Die Übertragung innerstädtischer Grund-

stücke ist vorrangig voranzubringen. Der daraus resultierende 

Vermögenszuwachs bei den städtischen Wohnungsbaugesellschaften 

wird für zusätzliche Mietpreis- und Belegungsbindungen für Haushalte 

innerhalb der Einkommensgrenzen des Sozialen Wohnungsbaus 

genutzt. Die daraus resultierenden Wohnungsbindungen werden auf 

die Quote von mindestens 50 % angerechnet. 

3.2  Vorkaufsrecht der Gemeinde verstärkt anwenden 

Das Land Berlin entwickelt kriteriengeleitete Verfahren und stellt 

bedarfsgerechte finanzielle Ressourcen bereit, um innerhalb der 

Zweimonatsfrist eine wirksame Ausübungspraxis zu ermöglichen. 

Darüber hinaus wird das Land Berlin gezielt Vorkaufsrechts-

Verordnungen erlassen. Wenn zur Umsetzung von Entwicklungszielen 

oder zur sozialen Stabilisierung von Quartieren ein Vorkauf ausgeübt 

wird, erfolgt dies vorrangig zu Gunsten der städtischen Wohnungs-

baugesellschaften, um ihnen Wohnungen und Bauland zur Verfügung 

zu stellen. 
 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften bringen sich verstärkt als 

Partner bei der Ausübung des Vorkaufsrechts in den Erhaltungs- und 

Milieuschutzgebieten ein. Das Vorkaufsrecht in Milieuschutzgebieten 

wird verstärkt ausgeübt. Das Land Berlin  kommt den städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften mit einem finanziell unterlegten Konzept 

zur Umsetzung entgegen. Das schließt auch Rechts- und  Wirtschaft-

lichkeitsgutachten ein. 
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4. Soziale Bestandsbewirtschaftung 

4.1  Sozialverträgliche Mieten bei Wiedervermietung sichern 

60 % der jährlich zur Wiedervermietung kommenden Wohnungen im 

Bestand der städtischen Wohnungsbaugesellschaften werden an WBS-

berechtigte Haushalte maximal zur ortsüblichen Vergleichsmiete 

vermietet. Von den genannten 60 % zur Wiedervermietung 

kommenden Wohnungen werden wiederum 25 % an Wohnberechtigte 

besonderer Bedarfsgruppen vermietet. Hierzu gehören Transfer-

leistungsbeziehende, genauso wie Obdachlose, Geflüchtete, betreutes 

Wohnen, Studierende sowie vergleichbare Bedarfsgruppen. Es wird 

gewährleistet, dass entsprechend Ziffer 4.4 die Mietbelastung des 

jeweiligen Haushalts nicht mehr als 30 % des Nettohaushalts-

einkommens beträgt. 
 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften werden bei der 

Wohnungsvermietung für eine sozial ausgewogene Verteilung der 

Wohnberechtigten unter Beachtung der Berliner Mischung und eine 

diskriminierungsfreie Vermietung Sorge tragen. 
 

Einzelne Quartiere können von der 60 %-Quote ausgenommen 

werden. Die Festlegung dieser Quartiere sowie das darauf aufbauende 

Berichtswesen erfolgt im Konsens zwischen der Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung und Wohnen und den städtischen Gesellschaften bis 

zum 31.10. des Vorjahres.  
 

Die Prüfung der WBS-Berechtigung kann von den städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften außerhalb des sozialen Mietwohnungs-

bestandes selbst durchgeführt werden. Das Land Berlin strebt an, die 

gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen, dass auch Wohnungen des 

Sozialen Wohnungsbaus der städtischen Wohnungsbaugesellschaften 

im Rahmen einer eigenen Prüfung WBS-Berechtigten überlassen 

werden kann. 

4.2  Sozialverträgliche Mieten - Mieterhöhungen beschränken 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften stellen sicher, dass in 

Summe die Mieten für die Bestandsmietverträge um nicht mehr als  

2 % jährlich steigen. Einmalige Mietanhebungen um 8 % innerhalb von 

vier Jahren sollen nicht erfolgen. Einmalige Mietanhebungen bis zu 

4 % innerhalb von 2 Jahren sind möglich. 
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In den Fällen, in denen die Wohnungsmiete unterhalb von 75 % der 

Durchschnittsmiete der jeweiligen Gesellschaft liegt, kann von den 

Regelungen abgewichen werden. Dabei wird gewährleistet, dass 

entsprechend Ziffer 4.4 die Mietbelastung des jeweiligen Haushalts 

nicht mehr als 30 % des Nettohaushaltseinkommens beträgt.  

4.3  Sozialverträgliche Mieten bei Modernisierung sichern 

Die Umlage von Modernisierungskosten bei den städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften wird nach der folgenden Maßgabe 

begrenzt: 

a) die Nettokaltmiete darf höchstens um 6 % der aufgewendeten 

Modernisierungskosten erhöht werden,  

b)  die Nettokaltmiete wird auf einen Betrag begrenzt, der die 

ortsübliche Vergleichsmiete, um nicht mehr als 10 % übersteigt, 

c)  darüber hinaus greift die Härtefallregelung. 

Die Werte sind für alle Modernisierungsankündigungen einzuhalten, 

die ab dem 01.11.2016 ausgesprochen wurden. In der Modernisie-

rungsankündigung sind die betroffenen Mieterhaushalte über die 

zuvor genannten und die diese ergänzenden Regelungen aus dem 

WoVG Bln zu informieren. Individuelle Modernisierungsvereinbarun-

gen sind anzubieten. 

4.4  Sozialverträgliche Mieten - Nettokaltmiete nicht über 30 % 

des Nettohaushaltseinkommens 

Ergänzend zu Artikel 2 §§ 2, 3 WoVG Bln (Härtefallregelung) können 

Mieterinnen und Mieter bei den städtischen Wohnungsbaugesell-

schaften beantragen, dass ihre Nettokaltmiete auf 30 % des Haus-

haltseinkommens abgesenkt wird. Es gelten die Berliner Einkommens-

grenzen für den Bezug eines Wohnberechtigungsscheins sowie die 

zugrundeliegenden Wohnflächengrenzen. Bei Überschreitungen 

erfolgt die Absenkung anteilig. Wohngeld und ähnliche Leistungen 

werden in die Ermittlung der 30 %-Grenze einbezogen. Für besondere 

Bedarfsgruppen sowie Empfängerinnen und Empfänger von 

Leistungen nach SGB II und XII wird die soziale Tragbarkeit der 

Miethöhe gewährleistet. 
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4.5  Mieterschutz stärken 

Um den Mieterschutz vor außerordentlichen fristlosen Kündigungen 

aufgrund von Mietrückständen zu verbessern, werden die städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften mit eigenen qualifizierten Mitarbeiter-

innen und Mitarbeitern sowie durch Kooperationen mit freien Trägern 

der Wohlfahrtspflege sowie den Bezirksämtern präventiv Sorge für 

hilfebedürftige Mieterinnen und Mieter mit dem Ziel tragen, 

Räumungen und Wohnungsverlust zu vermeiden. 

4.6  Wohnungstausch erleichtern 

Um die bedarfsgerechte Wohnraumversorgung zu verbessern und die 

Wohnungsbelegung zu optimieren, werden für den Wohnungstausch 

innerhalb der und zwischen den städtischen Wohnungsbaugesell-

schaften die erforderlichen Rahmenbedingungen geschaffen. Dabei 

soll die Wohnraumversorgung Berlin - Anstalt öffentlichen Rechts 

unterstützend tätig werden. Ziel ist es, insbesondere für den Umzug 

kleiner Haushalte aus großen Wohnungen Anreize zu schaffen. 

5. Zukunftsfähiges und ökologisches Bauen 

Um einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz und zu ökologischem 

Bauen zu leisten, werden die städtischen Wohnungsbaugesellschaften 

ressourcenschonend Dachgeschosse ausbauen und barrierearme 

Wohnungen auch in Bestandsgebäuden herrichten.  
 

Energetische Modernisierungsvorhaben sollen einen hohen ökolo-

gischen Nutzen haben. Modernisierungserfolge werden auch anhand 

des tatsächlichen Energieverbrauchs evaluiert. Es wird angestrebt, 

Modernisierungsvorhaben weitestgehend warmmietenneutral  

umzusetzen. Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften werden  

entsprechende Anpassungen an der Sanierungsstrategie vornehmen, 

sodass Maßnahmen mit ökologischem und sozialem Nutzen vorrangig 

durchgeführt werden. Sanierungsvorhaben müssen auch in Bezug auf 

die Baustoffe ökologisch vorbildlich sein. Auf den Einsatz von umwelt-

gefährlichen Dämmstoffen wird in eigenen Neubauprojekten ab  

01. Juli 2017 verzichtet. Auf den Ersatz funktionsfähiger Holzkasten-

doppelfenster wird grundsätzlich verzichtet.  
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Die Wohnraumversorgung Berlin - Anstalt öffentlichen Rechts  

evaluiert gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern der Mieterräte 

die Sanierungsstrategie der städtischen Wohnungsbaugesellschaften 

und unterbreitet Vorschläge für eine behutsame Sanierung und 

energetische Modernisierung. 
 

Die städtischen Wohnungen mit Asbestbelastungen werden im 

Rahmen der Strategie „Asbestfreie Hauptstadt 2030“ schrittweise 

saniert. Dazu stellt jede städtische Wohnungsbaugesellschaft einen 

langfristigen Sanierungsplan auf.  

6. Partizipation 

6.1  Beteiligung als Ressource stärken 

Die Einbindung unterschiedlicher Interessen und Sichtweisen in 

Planungsprozesse und bei der Bewirtschaftung von Wohnungs-

beständen erhöht nicht nur die Akzeptanz von Prozessen und 

Entwicklungen, sondern auch deren Qualität. Die städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften folgen i. d. S. einer umfassenden 

Partizipationsstrategie.  
 

Die partizipative Vorbereitung von Bauvorhaben wird durch die 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften verstärkt und zum 

integrativen Bestandteil der Neubauplanung und projektindividuell 

bedarfsgerecht angepasst.  
 

Dadurch wird gewährleistet, dass das anspruchsvolle Neubau-

programm der Unternehmen und die Bauvorhaben grundlegend 

mitgetragen und erfolgreich umgesetzt werden können. Dafür gelten 

folgende Prinzipien der Bürgerbeteiligung: Bei umstrittenen Bau-

vorhaben der städtischen Wohnungsbaugesellschaften erfolgt eine 

städtebauliche und architektonische Qualifizierung mit Bebauungs-

varianten, um die generelle Akzeptanz der Vorhaben zu erhöhen.  

Zugleich werden die Unternehmen den Nutzen eines Bauvorhabens für 

das Quartier und die Nachbarschaft darstellen sowie die Einrichtung 

projektbegleitender Gremien mit Anwohnerinnen und Anwohnern und 

lokalen Akteuren anbieten. 
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6.2  Mieterräte und Mieterbeiräte 

Durch die Einführung von Unternehmensmieterräten wurde bei den 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften die Grundlage für eine 

zusätzliche Möglichkeit und neue Qualität der Mitbestimmung durch 

die Mieterschaft in den Unternehmen geschaffen. Die Einführungs-

phase ist abgeschlossen. Die bei den Wahlen aufgetretenen Probleme 

werden durch die Wohnraumversorgung Berlin - Anstalt öffentlichen 

Rechts evaluiert. Auf dieser Grundlage werden Vorschläge erarbeitet, 

die Wahlordnung zu verbessern.  
 

Die in den städtischen Wohnungsbaugesellschaften seit langem 

engagiert tätigen Mieterbeiräte und die neuen Unternehmensmieter-

räte bilden eine verlässliche Partizipationsstruktur der städtischen 

Wohnungsbaugesellschaften.  
 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften streben an, Mieterbeiräte 

oder vergleichbare Institutionen in Siedlungen ab 300 Wohnungen auf 

einheitlicher inhaltlicher Grundlage einzurichten. Dadurch sollen die 

Mitwirkungsmöglichkeiten auch unmittelbar in den Wohnanlagen der 

städtischen Wohnungsbaugesellschaften gestärkt werden. 

7. Steuerung und Begleitung 

7.1  Begleitung und Kontrolle der Kooperationsvereinbarung 

Zur Umsetzung der Kooperationsvereinbarung wird in enger 

Abstimmung mit den städtischen Wohnungsbaugesellschaften ein 

Monitoringsystem durch die Wohnraumversorgung Berlin - Anstalt 

öffentlichen Rechts aufgesetzt, das regelmäßige Evaluationen 

ermöglicht und dem Berliner Senat und den städtischen Wohnungs-

baugesellschaften Vorschläge zu Optimierung der hier getroffenen 

Vereinbarungen zur Verfügung stellt. Über die Umsetzung der 

vereinbarten Maßnahmen wird öffentlich jährlich berichtet. 
 

Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften stellen die hierzu  

erforderlichen Daten und Unterlagen der Wohnraumversorgung  

Berlin - Anstalt öffentlichen Rechts auf deren Anforderung zur 

Verfügung. Es wird darüber eine vertragliche Grundlage für den 

Datenaustausch zwischen der Wohnraumversorgung Berlin AöR und 

den städtischen Wohnungsbaugesellschaften geschaffen. 
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7.2  Geltungsdauer 

Diese Kooperationsvereinbarung gilt zunächst bis zum Inkrafttreten 

des novellierten Gesetzes zur sozialen Ausrichtung und Stärkung der 

landeseigenen Wohnungsunternehmen für eine langfristig gesicherte 

Wohnraumversorgung. Sie begründet keine Rechtsansprüche der 

Mieterin bzw. des Mieters. Diese Vereinbarung ist auf Mieterhöhungs-

erklärungen, die ab 01.01.2017 ausgesprochen wurden und werden, 

anzuwenden. Zusätzlich gilt sie für Mieterhöhungserklärungen mit 

Wirksamkeit ab 01.01.2017, die über 8 % Mieterhöhung in den 

vergangenen vier Jahren oder über 30 € pro Monat liegen. Sofern eine 

Zustimmung zum Mieterhöhungsverlangen oder Mietzahlungen 

erfolgten, können die Mieterinnen und Mieter die Einhaltung dieser 

Kriterien beantragen. 

8. Schlussbemerkung 

Die vorgenannten Regelungen sind auf den gesamten Mietwohnungs-

bestand der städtischen Wohnungsbaugesellschaften anzuwenden. 

Werden für den Sozialwohnungsbestand abweichende Regelungen 

getroffen, sind diese anzuwenden bzw. diese Kooperationsverein-

barung für den Sozialwohnungsbestand anzupassen. 
 

Die Kooperationsvereinbarung basiert auf der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit der Unternehmen, die zu erhalten ist. 

 

 

  




